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Weltrohstoffabkommen und Haltung der Sowjets
w . L .^ u d so n , London

Seit der sogenannten industriellen Revolution in 
Europa, und Nordam erika vom vergangenen Jah r­

hundert hat sich auf den W eltrohstoffm ärkten die Un­
stabilität der Preise zunehmend stark gezeigt. Die von 
politischen wie auch rein wirtsdiaftlichen Faktoren 
ausgehenden U nsidierheitsfaktoren haben nidit nur ein 
oft hektisches Auf und Ab der Preise, einen Zyklus 
von Hausse und Baisse gebradit, sondern audi Chaos 
in vielen Erzeugerländern ausgelöst, deren Gesamt­
struktur allzu häufig einseitig auf dem Absatz eines 
einzigen Minerals, landw irtsdiaftlidien Grundstoffes 
oder Genußmittels beruht. Selbst wenn man die bei­
den W eltkriege bei der Gesamtbetracfatung der Roh­
stoffprobleme ausklammert, so hat die Unstabilität 
w iederholt audi zu w irtsdiaftlidien Engpässen in  den 
großen V erbraudierländern geführt.

Es sei vorweg genommen, daß seit einigen Jahren — 
und ganz besonders gegenwärtig — der gesamte 
Fragenkomplex um die Hilfe des W estens für die Ent­
wicklungsländer, die fast ausnahmslos m it rohstoff­
produzierenden Ländern identisch sind, eng verknüpft 
ist mit den bestehenden Rohstoffabkommen sowie 
insbesondere mit den w eiteren Projekten und Be­
strebungen um straffere und zusätzliche Abkommen 
zur Beseitigung der mengenmäßigen und preislidien 
Unstabilität. Daher audi die starke Einsdialtung von 
Organisationen der V ereinten N ationen bei allen Be­
m ühungen um  Sdiaffung möglidist stabiler V erhält­
nisse in  der Rohstoffwirtsdiaft.

E rste E xperim ente

Die eigentlidien Anfänge einer Preisstabilisierung auf 
den Rohstoffmärkten datieren aus den zwanziger Jah ­
ren. Zu nennen ist die Kaffee-Valorisierung in  Bra­
silien (Verniditung von Em teübersdiüssen), der soge­
nannte Stevensonplan zur zwangsweisen Besdiränkung 
der Kautschukproduktion, in  Südostasien oder die V er­
ringerung des Zud!;eranibaus in  Kuba. In allen Fällen 
w aren es nur vereinzelte Erzeugerländer, die versudi­
ten, die Produktion dem Konsum anzunähern oder an­
zupassen, um das Preisniveau so stabil w ie möglidi 
zu halten. Obwohl es, sidi hierbei um Länder mit 
führenden M arktanteilen handelte, stellte sid i in allen 
Fällen heraus, daß durdi „AußenSeiter"-Produzenten 
die beabsiditigte W irkung der einseitig getroffenen 
M aßnahmen vereitelt wurde. M ehr als das: es zeigte 
sidi bald, daß die Außenseiter aus den Opfern der 
„Großen" Nutzen zogen, indem sie ihre Produktion 
auf Kosten des Absatzes der Haupterzeuger syste-i 
matisch erhöhten und ihnen den M arkt streitig machten.

N adi diesen mißlungenen ersten Experimenten sdiien 
der nädiste logisdie Schritt der Abschluß internatio­
naler Erzeugerabkommen zu sein (an die Einschaltung 
von V erbraucherländern in Rohstoffabkommen wurde 
damals nicht gedadit). Es folgte die Bildung von in ter­
nationalen Rohstoffkartellen u. a. für Zinn, Kautsdiuk,

Zudcer und Tee. A udi die europäisdie Rohstahlgemein- 
sdiaft gehört in  gewissem Sinne dazu. Aber die Re­
gierungen zeigten diesen Bestrebungen gegenüber 
immer noch bestenfalls nur wohlwollende Neutralität, 
so daß auch in  dieser zweiten Phase der Experimente 
ein Erfolg sich nicht annähernd in  dem gewünsditen 
Umfang einstellte. Erst durdi die W eltw irtsdiaftskrise 
der dreißiger Jahre  wurde ein Interesse der Regie­
rungsstellen aktiviert — wenn audi, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen — nur in  den Erzeugerländern.

D ie neuen G rundlagen

Der zweite W eltkrieg bradite insofern eine Änderung 
des Klimas, als der vorwiegend kriegsbedingte Ver­
brauch stark  wuchs und sich trotz erhöhter Rohstoff­
produktion ernste Versorgungsschwierigkeiten heraus­
stellten. Die Erzeugerländer befürditeten naturgemäß, 
daß sie als Fazit des Krieges bei einem wieder auf 
den Norm alstand abfallenden Bedarf mit Überkapazi­
tä ten  hängen bleiben würden, wobei sie im Interesse 
ihrer eigenen V olkswirtsdiaften die Produktion nicht 
entsprediend drosseln könnten. In  den Verbraudier- 
ländern setzte sidi die Erkenntnis durdi, daß Erhal­
tung und sdiließlidie Erhöhung der Kaufkraft in den 
Rohstoffländern für den Export ihrer Erzeugnisse not­
wendig sei. Der Gedanke drängte sich, auf, daß Ver­
braucher und Erzeuger gemeinsam an die Aufgabe 
der M arktstabilisierung herangehen müßten. Das Ex­
perim entalstadium  war damit gedanklich abge­
schlossen.

Bald nach Kriegsende fand die Havanna-Konferenz 
statt, auf der wenigstens die Grundlagen für weltweite 
Rohstoffabkommen gelegt wurden. Die Initiative zu 
dieser Konferenz ging zwar wiederum von Erzeuger­
ländern aus, dodi w aren auch die m eisten Verbraucher­
länder am Konferenztisch vertreten. H avanna war 
nützlich, doch w ar es damals offensichtlich nodi zu 
früh, aus dem Chaos der Kriegszeit eine neue Welt- 
w irtsdiaftsordnung aufzubauen, in  der Stabilität der 
Rohstoffpreise eines der Fundamente sein konnte. 
Eine Parallele auf der w eltpolitisdien Ebene wäre 
zum Beispiel die Sdiaffung eines einheitlidien Europa 
aus den Trümmern von 1945 gewesen. H ier wie da 
haben nationale und partikulare Interessen einer Ge­
samtlösung im W ege gestanden. Trotzdem w ar Ha­
vanna ein M arkstein auf dem W ege zur Beseitigung 
der ärgsten U nstabilitäten für Rohstoffe.

Es ist allerdings in den vergangenen 15 Jahren  im 
wesentlichen nur gelungen, weltweite Rohstoffabkom­
men mit nodi zu wünschen übriglassendem Effekt zu 
sdiaffen. Als H auptgründe für einen derartig  begrenz­
ten Erfolg seit H avanna sind anzuführen: Nationalis- . 
mus vor allem in M onokulturländern, die sidi nur 
zögernd, wenn überhaupt, international einzufügen 
bereit sind; Agrar- und Industrieprotektionism us in 
vielen V erbraucherländern; und — last but not least —
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die Spaltung der W elt in  Ost und West. Hierzu ist 
außerdem  zu sagen, daß die Interessen beider Lager 
sich häufig genug diam etral gegenüberstehen: bei 
rückläufiger W eltkonjim ktur suchen die Erzeuger­
länder einen Preisschutz und womöglich Mengen- 
garantien, bei steigender K onjunktur wünsdxen die 
V erbraucherländer einen Schutz gegen Überteuerung 
und gleichzeitig Sicherung der Zufuhren, Aus diesen 
Erwägungen sind alle Rohstoffabkommen bislang mehr 
oder weniger Kompromißlösungen.

Die v ier Abkommen in weltweitem Aspekt gelten für 
Kaffee, Zucker, W eizen und Zinn. Daß darüber hinaus 
eine Reihe b ila tera ler Erzeuger-Verbraucher-Abkom- 
m en bestehen, gehört nicht in diesen Rahmen (ge­
nann t seien hier das Commonwealth-Zucfcerabkom- 
men, das Kaffee- und Kakaoabkommen zwischen den 
USA und Brasilien sowie das — allerdings nicht mehr 
funktionierende — Zuckerabkommen USA-Kuba). Die 
G rundlagen der v ier w eltw eiten Rohstoffabkommen 
sind verschiedenartig. W ährend das Kaffeeabkommen 
noch dem Konzept des „herkömmlichen“ Mengenkar­
tells entspricht, sind bei den anderen Abkommen 
neben der Zuweisung von Exportquoten bzw. auch 
Im portquoten (Weizen) Preis- und Vorratsbestimmun­
gen eingefügt (besonders Zinn). Keines der Abkom­
m en erzwingt eine direkte Beschränkung der Produk­
tion) sie. w ird de facto von den Exportquoten her re­
guliert. Keines der Abkommen ist lückenlos w elt­
umfassend, und speziell bei W eizen und Zucker bleibt 
außerdem  ein beachtlicher Teil der Produktion bzw. 
der Ernten außerhalb der Vertragsbindungen. Trotz 
dieser Einschränkungen hat sich gezeigt, daß es besser 
w ar, die Abkommen auf Kompromißbasis abzuschlie­
ßen, als die M ärkte völlig dem freien Spiel der Kräfte 
zu überlassen — selbst wenni, wie gesagt, der Erfolg 
noch zu wünschen übrigläßt. Das umfassendste und 
bisher erfolgreichste Abkommen ist das Zinnabkom­
m en gewesen; wohl deshalb, weil die natürlichen Vor­
aussetzungen bei Zinn besser sind als bei anderen 
Rohstoffen.

Daa In tern a tion a le  Zinnabkom m en

Das erste Zinnabkommen, ausgehandelt 1953 und ab­
geschlossen am 1, 3. 1954, trat praktisch erst am 
1. 7. 1956 in  Kraft. Es läuft am 30. 6. 1961 aus und 
w ird am Tage danach durch das neue, im Mai und 
Jun i 1960 auf der UN-Zinnkonferenz ausgearbeitete 
zweite Abkommen ersetzt, das sich nur unwesentlich 
vom ersten unterscheidet. Die folgenden Produzenten­
länder gehörten dem ersten und gehören dem zweiten 
Zinnabkommen an: M alaya, Indonesien, Bolivien, 
Kongo, Ruanda-Urundi, N igerien und Thailand. Von 
den großen Verbraucherländern fehlen im w esent­
lichen nur die USA und die Bundesrepublik Deutsch­
land. Japan ist dem zweiten Zinnabkommen jetzt bei- 
getretenj die UdSSR hat zwar keines der internatio­
nalen Zinnabkonimen ; unterzeichnet, sich jedoch vor 
18 M onaten zu einer gewissen Zusammenarbeit bereit 
erklärt, indem sie eine Mengenbeschränkung der 
Zinnausfuhr „vorbehaltlich“ dokumentierte.

Die Markt- und damit Preisregulierung Im Rahmen des Ab­
kommens erfolgt durch jeweils vierteljährlidi Im voraus

festgelegte Exportquoten aus den sieben Erzeugerländern 
und durch den eigens für diesen Zwedc eingeriditeten Puffer­
pool. Sinkt der für die W elt maßgebende Londoner Ziim- 
Kassapreis unter eine bestimmte Grenze (zur Zeit 780 £  je t), 
so muß der Pool-Manager intervenierend im Markt kaufen- 
steigt der Preis über 830 &, so kann er aus seinem Vorrat 
verkaufen und muß dies bei Erreidien von 880 & tun. Diese 
Regeln gelten im Augenblidc, und sie untersagen dem Puffer­
pool-Manager jede Markfmanipulation innerhalb der Spanne 
von 780 fi und 830 fi. Es sei hinzugefügt, daß dank der um­
sichtigen Dispositionen des Internationalen Zinnrates im 
Oktober 1960 alle Exportrestriktionen für Zinnmetall bis auf 
weiteres fallengelassen werden konnten.

Hielt der Pufferpool 1957 und 1958 nodi fast dreimal soviel 
wie das vorgesehene Minimum von 10 000 t im Vorrat, so 
ist er heute als Folge der Politik des Zinnrats und auch des 
höheren Weltverbrauches wieder auf der Mindesthöhe an­
gelangt. (Hinzuzufügen ist, daß die Vorräte des Pufferpools 
nidit identisch sind mit den strategischen stodcpiles ln den 
Industrieländern; ebenso wenig natürlich mit den sogenann­
ten sichtbaren Beständen in Erzeuger- und Verbraucäier- 
ländern.) Die Finanzierung des Pools erfolgt durch pro-rata- 
Abgaben der Erzeugerländer. Ein eventueller Gewinn des 
Pools aus Marktmanipulationen wird zurückverteilt. Die 
Einschüsse dürfen bis zu 75 “/o aus Zinnmetall bestehen, der 
Rest muß bar eingezahlt werden.

Im Internationalen Zinnrat, der mit Sitz in London das Ab­
kommen verwaltet, sind die Vertreter der Erzeuger- und der 
Verbraucherländer stimmberechtigt, und zwar haben beide 
Gruppen je 1000 Stimmen, die nach der jeweiligen Höhe der 
Produktion bzw. des Konsums aufgeschlüsselt sind. Für die 
Bundesrepublik z. B. waren für den Fall ihres Beitritts zum 
zweiten Abkommen 139 Stimmen reserviert.

Bis zum Sommer 1957 überstieg die W eltproduktion 
den W eltverbrauch noch erheblich, später infolge der 
Exportquoten-Verschärfung nur noch wenig und 
schließlich gar nicht mehr; für 1961 wird sogar mit 
einem Produktionsdefizit von 10 000 t gerechnet. Bei 
einer geschätzten W eltzinnproduktion von 167 000 t 
in diesem Jahr entfallen 144 000 t auf M itgliedsländer 
des Zinnabkommens, 12 000 t auf den Ostblock und 
11 000 t auf sonstige Länder.

D as In tern a tion a le  W eizenabkom m en

Das gegenwärtige W eizenabkommen von 1959 ist das 
vierte seiner A rt seit 1949; das erste Abkommen 
wurde 1953 und 1956 erneuert. Der Hauptunterschied 
des geltenden Abkommens zu den früheren ist, daß 
das größte W eizen-Importland der W elt, Großbritan­
nien, ihm angehört. Allerdings erfolgte der Anschluß 
nur zögernd, aber angesichts der Weizenschwemme 
im letzten Jahrzehnt haben auch die übrigen Einfuhr­
länder das neue Abkommen nicht etwa uneinge­
schränkt begrüßt. Niem and verkennt die Tatsache 
gew altiger Ernteüberschüsse allein in den v ier größ­
ten Exportländern der W elt (USA, Kanada, Australien, 
Argentinien), aber es herrscht dennoch die Erkenntnis, 
daß ein Abkommen besser ist als kein Abkommen. 
Die W eltweizenernte betrug I960 schätzungsweise 
221 Mill, t und damit 27 Mill. t mehr als im Durch­
schnitt der Jah re  1954—1959; die angehäuften Ernte- 
überschüsse der v ier größten Erzeuger stellen sich 
gegenwärtig auf fast 53 Mill. t.

Verwaltungssitz des Weltweizenrates ist London. Seine Auf­
gabe besteht vor allem darin, den Weltmarkt (ohne Puffer­
pool etwa nach dem Muster von Zinn, über dessen Einrich­
tung und Finanzierung es angesichts der Größenordnung
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trotz mehrfacher Versudie nidit zur Einigung kam) durdi 
Festsetzung von Mindest- und Höchstpreisen sowie Im- und 
Exportquoten innerhalb dieser Preisgrenzen so gut wie 
möglidi zu balancieren. Preise und Quoten sind für die 
Dauer des gegenwärtigen Abkommens, d. h. bis 31. 7. 1962, 
bindend.

Die Importländer sind verpflichtet, die von ihnen im Ab­
kommen akzeptierten Mengen zu dem Vertrags-Mindestpreis 
von 1,50 can $ je Bushel Basis-Manitoba Nr. 1 abzunehmen — 
auch wenn der freie Weltmarktpreis tiefer liegt. Auf der 
Gegenseite sind die angeschlossenen Exportländer verpflich­
tet, W eizen in vertragsweise bestimmten Mengen zum Ver­
trags-Höchstpreis von gegenwärtig 1,90 can $ je Bushel zu 
liefern — audi wenn der freie Weltmarktpreis über diesem 
Satz liegt. Dies sind die sogenannten Notbestimmungen. So­
lange der freie Weltmarktpreis sich innerhalb der oben an­
gegebenen Grenzen bewegt, müssen die im Vertrag für 
beide Seiten festgelegten Quoten für Lieferung und Auf­
nahme erfüllt werden, und zwar unter Zugrundelegung des 
jeweiligen Marktpreises. Für die angeschlossenen 30 Im­
portländer sind keine absoluten Aufnahmequoten festgesetzt, 
sondern nur Prozentsätze der kommerziellen Einfuhren der 
betreffenden Länder, die aus den 9 angesthlossenen Export- 

• ländern (Argentinien, Australien, Kanada, Frankreich, Italien, 
Mexiko, Spanien, Schweden und USA) bezogen werden 
müssen.

T rotz,aller „Muß"-Bestimmungen hat die V ergangen­
heit ergeben, daß die Abnahme der vollen Quoten 
häufig genug auf Schwierigkeiten gestoßen ist. Jede 
Erneuerung des Abkommens ist sdion allein deshalb 
in Frage gestellt gewesen. Angesichts der gewaltigen 
W eizenüberschüsse in der ganzen W elt sind die Be­
mühungen, Export- und Importländer auf einen N en­
ner zu bringen, fast in der Theorie stedcengeblieben. 
Von britischer Seite wurde immer wieder der Einwand 
erhoben, daß d r e i . Hauptmängel des W eltweizen- 
abkommens seinen Erfolg schmälern oder verhindern: 
M angel an Beweglichkeit hinsichtlich der Ernteschwan­
kungen, Fehlen einer Anbau- und einer Vorrats- 
politik. Dennoch wäre es verfehlt, dem W eltweizenrat 
gewisse Erfolge abzuerkennen. Darüber hinaus ha t er, 
wie andere Rohstofforganisationeni, ausgezeichnetes 
statistisches M aterial zusammengestellt, das vielleicht 
den Grundstein für ein wirksameres System der Sta­
bilisierung legen kann.

D as In tern a tion a le  Zuckerabkom m en

Das Abkommen, dem wiederum kein Pufferpool und 
mithin keine Vorrats- und direkte Anbaupolitik zu­
grunde liegt, bezieht sich nur auf den Teil der W elt­
zuckerproduktion, der nicht Eigenverbrauch und nicht 
durch bilaterale Abkommen (z.B. im britischen Com­
monwealth) gebunden ist. Von einer W eltproduktion 
von etwa 54 Mill.; t (1960/61) dürften nicht mehr als
6,5 Mill. t unter das Zuckerabkommen fallen. Das ge­
genwärtige Abkommen aus dem Jahre 1958 ist Nach­
folger des Abkommens von 1953. Unter den 26 ange­
schlossenen Exportländern sind auch die Sowjetunion 
und m ehrere andere Ostblockländer! die Bundesrepu­
blik gehört zu den 9 Importländern des Vertrages.

Der in London domizilierte Internationale Zuckerrat ruft in 
regelmäßigen Zeitabständen eine Konferenz zur Festsetzung 
der Exportquoten für das nächste Zuckerjahr ein. Dabei wird 
der Einfuhrbedarf der Vertragsländer den Exportquoten für 
die Überschußländer zugrunde gelegt, ebenso die Export­
möglichkeiten an Länder außerhalb des Abkommens.

Sinkt der freie Weltmarktpreis unter ein periodisdi vom 
Internationalen Zuckerrat festgesetztes Minimum und ver­
bleibt dort mindestens sieben Börsentage, so muß der Rat 
Innerhalb weiterer sieben Tage zusammentreten und durch 
Herabsetzung der Exportquoten eine Preisbesserung erwir­
ken. Das gleiche gilt bei Überschreitung eines festgelegten 
Höchstpreises. Bisher war der New Yorker Weltzucker-Kon- 
trakt Nr. 4 als Basis maßgebend, wobei 3,25 bzw. 3,75 ct 
je Ib fas Kuba die Grenzen nach unten und oben waren. 
Diese Festlegungen datieren aus der Zeit vor dem Brudi 
zwisdien der USA und Kuba. Seither ist der Zucker-Kontrakt 
Nr. 4 fortgefallen, und der Internationale Zuckerrat hat eine 
provisorische Basis festgesetzt: das arithmetische Mittel zwi­
schen dem täglichen Londoner Preis und dem New Yorker 
Kontrakt Nr. 8.

Tatsächlich haben die Beschlüsse des Internationalen 
Zucfcerrates, seitdem der W eltm arkt durch Streichung 
der USA-Einfuhren aus Kuba und die Eingriffe des 
Ostblocks in das Kuba-Zuckergeschäft durcheinander 
geraten ist, w eitgehend nur theoretische Bedeutung. 
Dem Buchstaben nach kann der Ziickerrat bei Einstim­
m igkeit alles beschließen, aber Einstimmigkeit im 
Zuckerrat ist bisher eine Seltenheit gewesen und jetzt 
gar nicht zu erwarten. H ier zeigt sidx die strukturelle 
Schwäche von Rohstoffabkommen, die durch politische 
Faktoren, das heißt Einflüsse von außen her, leicht 
erschüttert werden können, wenn diese nicht — wie 
bei Zinn — im Abkommen eskomptiert sind.

D as In tern a tio n a le  K affeeabkom m en

Das eingangs erw ähnte alte brasilianische System der 
Kaffee-Valorisierung hatte einen M ehranbau in ande­
ren Ländern, vor allem in M ittelamerika, zur Folge. 
Auch afrikanische Länder kam en neu hinzu, die über­
dies, da die dort gewonnenen Sorten sich besonders 
zur H erstellung von Pulverkaffee eignen, gewisse 
M arktvorteile haben. Erst 1958 wurde in  Rio de Janeiro 
die Internationale Kaffee-Organisation ins Leben ge­
rufen, an der vor allem alle lateinamerikanischen Er­
zeugerländer beteiligt waren. Im Folgejahr w urde das 
Internationale Kaffeeabkommen in W ashington abge­
schlossen — praktisch von denselben Ländern. Im 
September 1960 traten  die drei ostafrikanischeii Er­
zeuger im britischen Einflußgebiet (Kenia, Uganda und 
Tanganjika) zeitlich auf ein Jah r beschränkt bei; Abes­
sinien und Französisch-W estafrika w aren von vorn­
herein dabei. Im Gegensatz zu den drei anderen Roh­
stoffabkommen sind im Falle von Kaffee keine Import­
länder angeschlossen. Um ihre Sonderinteressen betont 
zu vertreten, haben sich die iberoamerikanischen Er­
zeuger innerhalb des Globalabkommens als Sonder­
gruppe, dem sogenannten Mexiko-Klub, zusammenge­
schlossen. Als Gegengruppe vereinigten sich Ende 
Dezember 1960 die afrikanischen Produzenten in der 
Afrikanischen Kaffee-Organisation. Die V ereinten Na­
tionen haben bei der Gründung der Internationalen 
Kaffee-Organisation Pate gestanden; die interne Spal­
tung ist im wesentlichen eine Folge der zwischen La­
teinam erika und Afrika bestehenden Qualitäts- und 
damit Absatzunterschiede.

Das am 1.10.1959 für ein Jah r abgeschlossene Inter­
nationale Kaffeeabkommen wurde bis zum 30. Septem­
ber 1961 verlängert. Die Kaffee-Studiengruppe der
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Vereinten. N ationen hat aber Vorschläge für ein lang­
fristiges Abkommen vorbereitet, die u. a. audi die 
Bildung eines Puffer-Vorrates als Neuerung vorsehen 
und an dem audi die V erbraudierländer beteiligt sein 
sollen.

Das Direktorium des in Washington sitzenden Kaffeeabkom­
mens setzt halb- oder vierteljährlidi die Exportquoten fest. 
Die Quoten basieren auf den Exporten des besten Kalender­
jahres zwisdien 1949 und 1958, wobei 90 Vo dieser Aus­
fuhren die Riditzahl bilden. Die Quoten für die Sedismonate- 
Periode bis zum 31. März 1961 z. B. betrugen 18,25 Mill. 
Sadc zu 60 kg, was einer Kürzung um 10 Vi» gegenüber dem 
vorangegangenen Halbjahr bedeutete. Auf Brasilien entfiel 
davon beinahe die Hälfte: 8,15 Mill. Sack. Die Weltproduk­
tion 1960/61 wird auf 65,2 Mill. Sack geschätzt (gegenüber 
78,1 Mill. Sack im Jahr zuvor). Hiervon entfielen 40 Mill. 
Sack auf Südamerika, davon wiederum 30,6 Mill. Sack als 
Exportverfügbarkeit.

So gut wie unter den gegebenen Umständen möglich, 
hat das Kaffeeabkommen eine M arkt- und Preisregu­
lierung zustande gebracht. Zweifellos wären die Zah­
lungsbilanznöte der Kaffeeproduzenten ohne wenig­
stens halbwegs stabilisierende Abmachungen noch grö­
ßer, als sie ohnehin sind. Kommt der UN-Vorschlag 
auf Vorratsbewirtschaftung zustande, so müssen die 
Chancen für eine w irkungsvolle Stabilisierung als ei­
gentlicher Zweck des Abkommens erheblich steigen.

W eitere Stabilisierungsbem ühungen

Die Bemühungen um Stabilisierungsabkommen für 
w eitere  industrielle Rohstoffe und Genußmittel kön­
nen in zwei Kategorien eingeteilt werden: in Fälle, 
bei denen der Abschluß eines Abkommens zur Zeit 
offenbar aussichtslos oder ummöglich ist, und in Fälle, 
bei denen der Absdiluß eines Abkommens in greifbare 
N ähe gerüdit zu sein scheint!

Zu den ersteren gehören vor allem Kupfer, Baumwolle 
und W olle. Bei Kupfer liegt der eklatante Fall vor, 
daß einige afrikanische Produzenten unter dem Druck 
des W eltüberschusses von rund 10®/p der Produktion 
(etwa 325 000 t) bereitw illig die Förderung bzw. den 
Export um diese 10 “/o gekürzt haben, während man 
in der westlichen Hemisphäre n id it entfernt in glei­
chem Maße gefolgt ist. Die Konsequenz dieser Unein­
heitlichkeit ist die Gefahr, daß die restriktionswilligen 
Erzeuger benachteiligt w erden und die Produktions­
kürzung zum Nachsehen aller womöglich vorzeitig 
rückgängig machen. Die dominierende Stellung der 
USA als Verbraucher und Produzent hat ein w eltwei­
tes Abkommen bisher ummöglich gemadit; teils des­
halb, weil die USA aus politischen Rücksiditen in Süd­
am erika (Chile-Produktion) kein heikles Problem her­
aufbeschwören wollen.

Im Falle von Baumwolle spielt ebenfalls äie hervor­
ragende Bedeutung der USA als Exporteur und V er­
braucher eine Rolle: einstweilen ist aus innerpolitischen 
Gründen eine Anbaubeschränkung größeren Umfanges 
nicht denkbar, und die Am erikaner glauben überdies 
zu Recht oder Unrecht fest daran, daß die interne Preis­
bewirtschaftung zuzüglich der Exportsubvention ein 
Stabilisierungsmoment für die ganze Welt darstellt.

Bei W olle ist die Situation vielleicht etwäs günstiger, 
weil die Konkurrenz des synthetischen Produkts den 
Erzeugern — besonders imbritischen Commonwealth — 
hier einen Beschluß zur M arktordnung über kurz oder 
lang aufzwingen kann. V orsdiläge liegen zwar vor, 
aber es fehlt noch immer Einmütigkeit darüber, wem 
die Kosten zur Errichtung eines notwendigen Puffer­
pools aufgebürdet werden sollen.

Zu den Fällen, wo Stabilisierung in  greifbare Nähe 
gerückt erscheint, gehören in erster Linie Kakao so­
wie Blei und Zink. Für die beiden M etalle hat die 
einschlägige Studiengruppe der V ereinten Nationen, 
in der 24 Produzentenländer vertreten  sind, in  den 
letzten Jahren w iederholt Empfehlungen zur Produk- 
tionskürzung gemacht, denen in  der Praxis weitgehend 
Folge geleistet w urde — was immerhin ein gutes 
Omen für einen zukünftigen Vertrag etwa nach dem 
M uster von Zinn ist. Bei Blei w ird der Druck des Über­
hangs von je tzt 400 000 t bei einem W eltverbrauch 
von 2,5 Mill. t beängstigend. Es zeigt sich hier noch 
stärker als bei dein Schwestermetall Zink, daß Stabi­
lisierungsprojekte nur bei fallenden W eltm arktpreisen 
wirkliche Aussicht auf Erfolg haben. Bemerkenswert 
ist, daß an den Verhandlungen der UN-Studiengruppe 
auch die UdSSR und die Tschechoslowakei sowie Po­
len teilnehmen. Als notwendige V oraussetzung für 
ein weltweites Blei-Zink-Abkommen gilt eine echte 
Produktionskürzung, jedoch nicht eine Abwehr von 
Im porten durch prohibitive Zölle (USA).

Bei Kakao hat erst der jetzige Preisverfall die Mög­
lichkeit einer Einigung unter den drei führenden W elt­
erzeugern —• Ghana und Nigerien auf der einen und 
Brasilien auf der anderen Seite — verbessert. Auch 
hierbei hilft die UN über die FAO und die Kakao-Stu­
diengruppe. Die Tatsache, daß Brasilien entgegen den 
Erwartungen W estafrikas eine gute Verkaufsdisziplin 
eingehalten und von „Schleuderangeboten" Abstand 
genommen hat, hat die Atmosphäre etwas geklärt. 
Hinzu kommt, daß Ghana 1960/61 den größten Ernte­
überschuß aller Zeiten aufzuweisen hat, was schon 
allein wegen der Schwierigkeiten bei der Lagerfinan­
zierung dazu beitragen kann, nationalistische V orur­
teile einzudämmen oder zu überwinden. Bei der FAO 
denkt man daran, ein Abkommen etwa nadi dem V or­
bild des Zuckerabkommens ins Leben zu rufen. Er­
schwerend w irken allerdings Umstände, auf die nach­
stehend eingegangen werden soll.

D ie H altun g d e r  Sow jets

Der Ostblock hat sich bisher mit Ausnahme des Zucker­
abkommens aus internationalen Abkommen fernge­
halten und lediglich bei Zinn nach Störungserfolgen 
im sowjetischen Sinne eine „wohlwollende" Koopera­
tion zugesagt. Aber selbst die sowjetische Beteiligung 
am Zuckerabkommen verhindert nicht, daß man in Mos­
kau Störungsmanöyer plant: Kubazucker ist für Mos­
kau politischer Zucker — ein Druckmittel für den neu­
erdings vielfach vorausgesagten „kalten Rohstoff­
krieg", den Moskau anzuzetteln vorhat. Es steht außer 
Frage, daß die UdSSR in Kuba weit über den Bedarf 
eingekauft hat und laut Ankündigung w eiter einkau-
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fen wird, einzig und allein, um das Castro-Regime 
w irksam zu stützen und gleichzeitig den W eltm arkt 
dadurch zu stören, daß Kubazucker zu besten. Preisen 
vom Ostblock re-exportiert wird. Die Politik Chinas 
läuft hierzu parallel. Daß der vom Ostblock hereinge­
nommene Kubazucker aus formeller Rücksicht auf die 
Mitgliedschaft der UdSSR im Internationalen Abkom­
men nur über dritte Parteien auf die ireien W elt­
m ärkte kommen w ird (womöglich über Pankow, das 
dem Abkommen nicht angehört), widerspricht der These 
vom „Bumerang-Zucker" keineswegs. In kleinerem 
Umfange gehören Bulgariens m assive Kaffeekäufe in 
Uganda zum gleichen Kapitel der bew ußten Störungs­
manöver.

V or knapp zwei Jahren zielten die Sowjets auf die 
Unterminierung des Internationalen Zinnabkommens 
ab und brachten durch ihre Niedrigpreisexporte den 
Zinnrat beinahe zu Fall. Seither hat sich Moskau zwar 
bereit erklärt, seine Zinnexporte qualitativ den V or­
schriften auf den westlichen M ärkten anzupassen und 
quantitativ  vorher anzukündigen. Aber die damals 
auch angekünd'igte mengenmäßige Zurückhaltung ist 
lediglich auf den gestiegenen Eigenbedarf und die Un­
gewißheit zusätzlicher Lieferungen aus China zurück­
zuführen — nicht etwa auf ein sowjetisches Interesse 
an stabilen W eltm arktpreisen.

Auch liegen Beispiele aus der Vergangenheit dafür 
vor, daß derartige Zusagen des Ostens zeitlich sehr 
beschränkt sein können. Zum Beispiel versprach Mos­
kau vor drei Jah ren  die Festabnahme, wenn es sein 
mußte, der gesamten Baumwollexporte Ägyptens. So­
bald N asser sich jedoch als wenig linientreuer Bun­
desgenosse erwies, ließ Moskau den Baumwollmarkt 
in Alexandrien völlig im Stich. H ier zeigt sich aufs 
neue, daß die sowjetische Rohstoffwirtschaft hundert- 
prozent politisch gesteuert w ird — einerlei, wem 
außerhalb des Ostblocks damit Schaden zugefügt w rd . 
Dabei spielt die ökonomische A bhängigkeit der jungen 
Nationen, besonders in Afrika, von ihrem  Rohstoff­
absatz den Sowjets ebenso in die Hände wie der an­
haltende Uberschuß auf den meisten W eltrohstoffmärk­
ten und die Unentschlossenheit des W estens, stabili­
sierend w irkende Rohstoffabkommen auch unter Opfern 
für einige Großproduzenten und -Verbraucher ins Le­
ben zu rufen. Diem W esten scheint die politische Trag­
weite von Rohstoffabkommen nicht genügend klar 
geworden zu sein.

An konkreten Störungsmanövern mit und ohne Erfolg 
gab es das Sowjet-Dumping von Aluminium, Wolfram, 
Blei und Erdöl. Als nächster Schachzug und als Kon­
tern der westlichen Hilfe für Entwicklungsländer steht 
Ghana-Kakao auf dem Programm. Man glaubt, daß 
die Sowjets sich den katastrophalen Preissturz für 
Kakao zunutze machen wollen; die junge Republik 
Ghana soll von dem Überschuß „befreit" werden; na­
türlich w erden die 100 000 t  Kakao, die Moskau an­
scheinend aufnehmen will, später w ieder — auch zum 
Schaden Ghanas — auf den W eltm ärkten abgeladen 
werden. Inzwischen aber planen die Sowjets die Lie­
ferungen von Investitionsgütern einschließlich der Ent­
sendung sowjetischer „Techniker“ nach Ghana als 
Ä quivalent für die Kakaoabnahme. Für Moskau wäre 
damit der politische Zweck erst einmal erfüllt, und das, 
was vor einigen Jahren  in M alaya (durch massive 
Kautschukkäufe) fehlschlug, könnte Moskau diesmal 
gelingen.

Die Unklarheit in der W elt über das wirkliche W irt­
schaftspotential und die Absichten des Ostblocks er­
schweren heute sicherlich den Abschluß von Rohstoff­
abkommen. Jeder derartige V ertrag ohne Beteiligung 
des Ostens, ja  sogar mit seiner Beteiligung, kann durch 
M anöver des Ostens über Nacht durchlöchert werden. 
Vielleicht w ird das folgende Jahrzehnt eine bessere 
Einfügung des Ostblocks in die W eltwirtschaft brin­
gen. In diesem Falle würde das V ertrauen gestärkt 
und der Abschluß wirklich weltweiter Rohstoffabkom- 
men erleichtert werden.

B e r i c h t i g u n g  
In dem Artikel von Prof. Dr. Dr. Hans B a y e r :  
«Stabilisierung durch Wirtschaftskonzentration“, Nr. 7,
S. 321, muß es auf S. 325, vorletzte Zeile richtig 
beißen: . . .  daß die Macht eine freiheitliche Wirt­
schaftsordnung zerstört. . .

3 8 2 1 9 6 1 /V m


